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Textliche Festsetzungen gemäß § 9 (1) BauGB

Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Ziffer 1 BauGB)

1. Als Art baulicher Nutzung ist "Sonstiges Sondergebiet" (SO) gemäß § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Altenpflege, Altenwohnen, 
betreutes Wohnen, Mehrgenerationenwohnen“ festgesetzt. 

2. Als Art baulicher Nutzung ist "Sonstiges Sondergebiet" (SO) gemäß § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Büronutzung“ festgesetzt. 

3. Gemäß § 16 (3) BauNVO darf eine Gebäudeoberkante (Gesamtgebäudehöhe) von 76,00 m über NHN nicht überschritten werden.  

4. Gemäß § 16 (3) BauNVO darf eine Gebäudeoberkante (Gesamtgebäudehöhe) von 73,00 m über NHN nicht überschritten werden.  

5. Die zulässige Grundfläche im Bereich des festgesetzten "Sonstigen Sondergebiets" (SO - „Altenpflege, Altenwohnen, betreutes Wohnen, 
Mehrgenerationenwohnen“) darf durch die Grundfläche von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9 überschritten werden (§ 9 (1) Ziffer 1 und 4 i.V.m. § 19 (4) BauNVO).

Bauweise (§ 9 (1) Ziffer 2 BauGB)

6. In der offenen Bauweise (o) gemäß § 22 (2) BauNVO werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser, Doppelhäuser 
oder als Hausgruppen mit einer Länge von höchstens 50 m errichtet.

Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 (1) Ziffer 13 BauGB)

7.  Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Führung von Versorgungsleitungen (darunter sind auch 
Telekommunikationsleitungen zu verstehen) unterirdisch vorzunehmen. 

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Ziffer 20 BauGB):

8. Der Bereich „Obstwiese 1“ ist auf Grundlage des Grünordnungsplans gemäß folgendem Maßnahmenkatalog auszugestalten (§ 9 (1) 
25a BauGB):
- Pflege und Erhalt der vorhandenen, frei wachsenden Hecke (Feldgehölz) 
sowie
- Erhalt der parallel dazu verlaufenden Teilfläche des alten Fuß- u. Radweges als Trocken- Sukzessionsfläche.
- Anlage einer Obstwiese durch Herstellung einer Extensivwiese und Bepflanzung dieser Fläche mit standortgerechten und regionaltypischen 
Obstbaum-Hochstämmen. 

9. Der Bereich „Obstwiese 2“ ist auf Grundlage des Grünordnungsplans gemäß folgendem Maßnahmenkatalog auszugestalten (§ 9 (1) 
25a BauGB):
- Anlage einer Obstwiese durch Herstellung einer Extensivwiese und Bepflanzung dieser Fläche mit standortgerechten und regionaltypischen 
Obstbaum-Hochstämmen,
- Anlage einer ca. 5,00 m breiten, frei wachsenden Hecke (Feldgehölz, 40,00 m Länge) aus heimischen, standortgerechten Gehölzen an 
der östlichen Grundstücksgrenze.

10. Der Bereich „Sukzessionsfläche“ ist auf Grundlage des Grünordnungsplans gemäß folgendem Maßnahmenkatalog auszugestalten (§ 9 (1) 
25a BauGB): 
- Anlage eines naturnahen Wegeseitengrabens - in Form einer Mulde - (Wasserführung bis zur Alten Ahse). 
- Anlage einer Baumreihe aus Säuleneichen. 
- Anlage von extensiv gepflegten Sukzessionsflächen aus Hochstaudenfluren, Extensivwiesen und niedrigem Weidengebüsch im Wechsel sowie
- Anlage eines temporären Feuchtbereiches mit extensiv gepflegter Hochstaudenflur.

Besondere Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) Ziffer 24 BauGB) 

11. Lärmschutzvorkehrungen: Zur Bestimmung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen ist gem. DIN 4109 der „maßgebliche 
Außenlärmpegel“ zugrunde zu legen. Auf der Basis des maßgeblichen Außenlärmpegels werden Lärmpegelbereiche und somit die erforderliche 
Luftschalldämmung festgelegt. Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen von Wohnungen (mit Ausnahme von Küchen, Bädern und 
Hausarbeitsräumen) sowie für Büroräume sind u.a. die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anforderungen an die Luftschalldämmung einzuhalten:

Es wird dringend empfohlen, die Schlafräume die der Lärmquelle Marker Allee zugewandt sind mit zusätzlichen Lüftungssystemen auszustatten, 
die ein Schalldämmmaß von mind. 35 dB(A) erreichen.

Die erforderlichen Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und -größe im Baugenehmigungsverfahren auf Basis der 
DIN 4109 vom November 1989 nachzuweisen. Dabei sind auch nachfolgende Korrekturwerte für das erforderliche resultierende Schalldämm-
Maß nach Tabelle 8 der DIN 4109 zu beachten.
Korrekturwerte in Abhängigkeit vom Verhältnis S(W+F) /SG
 

 
S(W + F) : Gesamtfläche des Außenbauteils eines Aufenthaltsraumes in m²
S(G) : Grundfläche eines Aufenthaltsraumes in m²

Hinweis:
Von den Festsetzungen zum Schutz vor Lärm unberührt bleibt die Möglichkeit, im Rahmen bauordnungsrechtlicher Genehmigungsverfahren durch 
einen Sachverständigen nachzuweisen, dass unter Berücksichtigung der konkreten Bauvorhaben geringere Maßnahmen zur Gewährleistung 
gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse genügen.

Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) Ziffer 25 a und b BauGB)

12. Entlang der Grundstücksgrenzen, die an erschließende Verkehrsflächen (Marker Allee) grenzen, sind außerhalb der notwendigen 
Erschließung (Gebäudezugänge und Grundstückszufahrten) mindestens 3 m breite Grünflächen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten und 
zu pflegen (§ 9 (1) Ziffer 25 a BauGB).

13. Randliche Eingrünung: Im Bereich der entsprechend gekennzeichneten Pflanzfläche ist auf Grundlage des Grünordnungsplans eine
zweireihige, frei wachsende Hecke aus heimischen standortgerechten Laubgehölzen anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten und zu pflegen 
(§ 9 (1) Ziffer 25 a BauGB).

14. Im Bereich der entsprechend gekennzeichneten Pflanzfläche dürfen auf Grundlage des Grünordnungsplans außerhalb von Erschließungs- 
und Stellplatz- sowie sonstigen Wegeflächen lediglich niedrig wachsende Sträucher, Gehölze und/oder Stauden bis 1,50 m Höhe angepflanzt 
werden (§ 9 (1) 25a BauGB). 

15. Der Bereich der entsprechend gekennzeichneten Pflanzfläche ist auf Grundlage des Grünordnungsplans gemäß folgendem 
Maßnahmenkatalog auszugestalten (§ 9 (1) 25a BauGB): 
- Anlage eines naturnahen Stillgewässers (ca. 20,00 x 8,00 m) mit Dauerstau zur Retention des temporär anfallenden Oberflächenwassers 
mit ausgebildeter Uferrandzone.
- Anlage von Pflanzbeeten/Hochbeeten. Bepflanzung mit Beerensträuchern, Blütensträuchern und Schmuckstauden sowie einjährigem 
Sommerblumenflor.
- Anlage einer Obstwiese durch Herstellung einer Extensivwiesenfläche und Bepflanzung dieser Fläche mit standortgerechten und 
regionaltypischen Obstbaum-Halbstämmen.
- Anlage einer ca. 5,00 m breiten, frei wachsenden Hecke (Feldgehölz) aus heimischen, standortgerechten Gehölzen (20,00 m Länge) 
an der östlichen Grundstücksgrenze.

16. Pflanzungen auf Stellplatzflächen: Im Bereich der auf den Bauflächen entstehenden offenen Kfz-Stellplatzflächen/Stellplatzanlagen 
ist pro (angefangene) 4 Kfz-Stellplätze mindestens 1 heimischer standortgerechter hochstämmiger Laubbaum anzupflanzen, dauerhaft  
zu unterhalten und zu pflegen (§ 9 (1) Ziffer 25 a BauGB).    

17. Im Bereich der entsprechend gekennzeichneten Flächen ist der vorhandene Baum- und Gehölzbestand dauerhaft zu erhalten und 
zu pflegen (§ 9 (1) Ziffer 25 b BauGB).

Grünordnungsplan : Die freiraumplanerischen/grünordnerischen Festsetzungsinhalte gemäß § 9 (1) Ziffer 20 BauGB sowie § 9 (1) 
Ziffer 25 BauGB leiten sich aus dem Grünordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 01.101 ab. Der Grünordnungsplan ist integrativer 
Bestandteil des Bebauungsplans.

Örtliche Bauvorschriften gemäß (§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 86 (4) BauO NW)

Einfriedungen:
Im gesamten Geltungsbereich dürfen Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche eine Höhe von 0,80 m nicht überschreiten.   

Müllbehälter:
Stellplätze zur Unterbringung von Müllbehältern sind der direkten Einsicht (z.B. durch Begrünungsmaßnahmen) zu entziehen.

Gestaltung und Instandhaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke:
Flächen, die weder überbaut sind, noch als Wegefläche oder Stellplatz dienen, sind als Grünflächen anzulegen und zu pflegen. 

Lärmpegel-                    maßgeblicher                                                              Raumart 
   bereich                    Außenlärmpegel          Aufenthaltsräume in  Wohnungen                 Büroräume und ähnliches 
                                      (in dB(A))                                Erforderliches R´w,res des Außenbauteils  (in dB(A)) 
                                                                        Außenwand            Fenster                     Außenwand                  Fenster 

III                 61 bis 65                  40                 35                      30                   30 
IV                 66 bis 70                  45                 40                      35                   35 
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Hinweise:

Denkmalschutz:   Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde oder auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen 
Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde 
als Untere Denkmalschutzbehörde und/oder dem Westfälischen Museum für Archäologie/Amt für 
Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Tel.02761/93750, Fax: 02671/2466) unverzüglich anzuzeigen und die 
Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetz NW) falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für 
wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW). 

Kampfmittel:  Gemäß Auflage des Staatlichen Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD-WL) sind im Plangebiet 
des Bebauungsplans wegen erkennbarer Kriegsbeeinflussung folgende Maßnahmen des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes erforderlich: - Vor einer Bebauung ist die Sondierung von vermutlichen 
Blindgängereinschlagstellen (Fundstellen-Nrn. 5/37216 und 5/36536) erforderlich. - Falls Ramm- oder 
Bohrarbeiten mit schwerem Gerät durchgeführt werden sollen, sind zunächst Vorsondierungen durch den KBD 
erforderlich. In diesem Fall ist das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Zivilschutz der Stadt Hamm (Tel. 
02381/903-341 oder /903-0) zwecks Abstimmung mit dem KBD zu benachrichtigen.
- Die Absuchung von Bauflächen und Baugruben ist im Rahmen von anstehenden Bauvorhaben erforderlich. Das 
Absuchen ist schriftlich jeweils 2 Arbeitstage vor Fertigstellung beim Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und 
Zi-vilschutz der Stadt Hamm zu beantragen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln des Zweiten Weltkrieges kann 
nie ausgeschlossen werden. Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf außergewöhnliche 
Verfärbungen hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und 
das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Zivilschutz (Abt. Gefahrenabwehr, Gefahrenprävention und 
Logistik) der Stadt Hamm umgehend telefonisch (Tel. 02381/903-341, /903-0 oder Notruf 112) ist zu verständigen.

Überschwemmungsgefährdetes Gebiet:  Die Geltungsbereichsflächen des Bebauungsplans sind 
den „überschwemmungsgefährdeten Gebieten“ gemäß § 31c WHG (Wasserhaushaltsgesetz) 
zuzuordnen.  

Grundwasser:     Aufgrund geringer Flurabstände des Grundwassers ist es erforderlich, Keller in 
abgedichteter Form als weiße oder schwarze Wanne auszubilden. 
Im Rahmen eines hydrogeologischen Gutachtens wurde untersucht, ob temporäre oder nachhaltige 
Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich sind. Die unter Punkt 5 der hydrogeologischen 
Untersuchung  des Sachverständigenbüros GEOProtect (Altenberge) vom 12.03.2008 dargestellten 
erforderlichen temporären (d.h. bauzeitbezogenen) Wasserhaltungsmaßnahmen sind zwingend 
durchzuführen. Bei der Unteren Wasserbehörde (UWB) im Umweltamt der Stadt Hamm ist eine 
diesbezügliche wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. O.g. hydrogeologische Untersuchung ist den 
Verfahrensunterlagen des Bebauungsplans beigefügt.

Bergbau:    Gemäß Anregung der Deutschen Steinkohle AG sowie des Bergamtes Kamen wird ausdrücklich 
darauf hingewiesen, dass es in der Vergangenheit bergbauliche Einwirkungen auf das Plangebiet gegeben hat.

Hinweis der Wehrbereichsverwaltung:     Für den Fall, dass im Plangebiet abweichend von den 
Festsetzungsinhalten des Bebauungsplans Gebäude, Gebäudeteile, sonstige bauliche Anlagen, „untergeordnete 
Gebäudeteile“ oder Aufbauten (wie z.B. Antennenanlagen) geplant oder realisiert werden sollten, die einzeln oder 
zusammen eine Höhe von maximal 20 m über Grund übersteigen, ist im Einzelfall im 
Baugenehmigungsverfahren eine erneute Abstimmung mit der Wehrbereichsverwaltung West (Düsseldorf) in 
ihrer Funktion als militärische Luftfahrtbehörde durchzuführen.  


